
Art 3 WPostVtr1994G
Gesetz zu den Verträgen vom 14. September 1994 des Weltpostvereins
Stand: 04.07.2020 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) Für die Bundesrepublik Deutschland nimmt die Deutsche Post AG die Rechte und Pflichten wahr, die
sich für eine Postverwaltung im Verhältnis zu den Benutzern und zu anderen Postverwaltungen aus dem
Weltpostvertrag, dem Postpaket- und Postnachnahmeübereinkommen sowie den dazugehörigen
Vollzugsordnungen und Schlußprotokollen ergeben. Dies gilt nicht für die in Artikel 5 des
Weltpostvertrages geregelte Herausgabe von Postwertzeichen; diese werden ausschließlich vom
Bundesministerium der Finanzen herausgegeben.

(2) Zur Wahrnehmung der in Absatz 1 Satz 1 genannten Rechte und Pflichten können auf Antrag auch
andere Unternehmen zugelassen werden. Die Zulassung ist ausgeschlossen, soweit ausschließliche
Rechte, die der Deutschen Post AG durch Bundesgesetz eingeräumt sind oder künftig eingeräumt
werden, entgegenstehen. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die erforderlichen Einzelheiten der Zulassung zu
bestimmen; dabei ist das Auswahlverfahren zu regeln sowie zu bestimmen, welchen Inhalt die Zulassung
hat und für welchen Zeitraum sie gilt. Für die Zulassung und deren Widerruf oder Rücknahme, in den
Fällen der Rücknahme oder Ablehnung eines Antrages sowie bei Zurückweisung eines Widerspruchs
werden Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des Bundesrates die Gebührentatbestände
und Gebührensätze näher zu bestimmen. Die Rechtsverordnungen nach den Sätzen 3 und 5 ergehen im
Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Finanzen und dem Bundesministerium des Innern, für
Bau und Heimat.

(3) Die sich aus dem Weltpostvertrag ergebende Pflicht, in einem fremden Land aufgegebene
Briefpostsendungen zu befördern und sie den Empfängern auszuliefern, wird nach Maßgabe des Artikels
25 des Weltpostvertrages eingeschränkt. Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung,
die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, Vorschriften über Inhalt, Umfang und Verfahren der
Einschränkungen nach Maßgabe des Artikels 25 des Weltpostvertrages zu erlassen.
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